
Rheinland-Pfalz

„Das Grundgesetz muss gelebt werden“
Warum sich der Präsident des Verfassungsgerichtshofs bessere Schutzmechanismen wünscht und dabei auf das Beispiel Rheinland-Pfalz verweist

M Rheinland-Pfalz. „Das Grundge-
setz ist ein großer Glücksfall in der
deutschen Demokratiegeschichte“,
sagt der Präsident des rheinland-
pfälzischen Verfassungsgerichts-
hofs (VGH) in Koblenz, Lars Bro-
cker. Aber er betont zum 75. Jubi-
läum des Grundgesetzes auch: „Die
staatlichen Organe allein werden
die Verfassung nicht schützen kön-
nen“, wenn die Bürger sie nicht le-
ben. Im Interview erklärt der Jurist
zudem, warum der VGH in der
Verfassung besser geschützt ist als
das Bundesverfassungsgericht.

Ist das Grundgesetz das Beste, was
Deutschland passieren konnte?
Es ist unbestreitbar ein großer
Glücksfall in der deutschen De-
mokratiegeschichte. Es begründet
und sichert die beste Staatsform,
die Deutschland je hatte.

Die Gründermütter und -väter
schrieben es nach der NS-Diktatur
mit dem festen Ziel „Nie wieder!“
Schützt es vor einer Diktatur – etwa
mit unveränderbarer Ewigkeitsga-
rantie für die Menschenwürde und
den demokratischen Rechtsstaat?
Das Grundgesetz ist der konse-
quente Gegenentwurf zum NS-Un-
rechtsstaat und einem totalen Staat,
in dem der Einzelne nichts zählt.
Es stellt elementare Garantien für
den Einzelnen gleich an den An-
fang der Verfassung – beginnend
mit dem ersten Satz: „Die Würde
des Menschen ist unantastbar.“
Und es nimmt mit dem zweiten
Satz „Sie zu achten und zu schüt-
zen ist Verpflichtung aller staatli-
chen Gewalt“ den Staat unmittel-
bar in die Pflicht. Daraus lässt sich
jede elementare Werteentschei-
dung der Verfassung bis heute in-
terpretieren, insbesondere die frei-
heitliche demokratische Grund-
ordnung ausbuchstabieren.

Schützt sich aber die Verfassung
selbst genug?
Sie wurde 1949 für ein Volk ge-
schrieben, das zu großen Teilen mit
Demokratie noch wenig anfangen
konnte. Man wollte und konnte
sich gewiss auch noch nicht darauf
verlassen, dass das Volk die Ver-
fassung ausreichend verteidigen
will oder überhaupt die Demokra-
tie als Staatsform befürwortet. Des-
halb sind Sicherheitsmechanismen
eingebaut worden – auch mit der
sogenannten Ewigkeitsgarantie,
die unabänderliche Bereiche des
Grundgesetzes, allen voran die
Menschenwürde schützt. Dies vor
allem, um eine Scheinlegalität wie
in den Jahren 1933/34 mit Er-
mächtigungsgesetzen zu verhin-
dern, die das Parlament entmach-
teten und der Regierung letztlich
sogar die Möglichkeit gaben, die
Verfassung zu ändern.

Das Grundgesetz besagt: Wer
heute die Verfassung und die De-
mokratie aushöhlen oder stürzen
will, muss es mit offenem Visier
tun. Ihm soll mit den Mitteln des
Rechts die Maske heruntergerissen
werden können. Einem scheinle-
galen Umbau der verfassungsmä-
ßigen Ordnung soll ein Riegel vor-
geschoben werden. Dann kann das
Bundesverfassungsgericht prüfen
und erklären, dass beschlossene
Änderungen der Verfassung ihrer-
seits verfassungswidrig und nichtig
sind. Das Grundgesetz soll nicht
auf einem scheinbar legalen Weg
seiner Identität als freiheitliche
Ordnung beraubt werden können.

Wenn es dazu noch stark genug ist.
Wäre es das schönste Geschenk,
das Bundesverfassungsgericht im
Grundgesetz besser zu schützen?
Wichtige Schutzmechanismen sind
nur in einfachem Gesetz geregelt.
Presse und Justiz sind aber immer
erste Angriffsziele von Autokraten.
Zunächst und noch vor der Frage
der Absicherung staatlicher Insti-
tutionen: Der öffentliche Diskurs
mit für den einzelnen Bürger zu-
gänglichen Quellen im Rundfunk
und in den Printmedien ist ele-
mentar für eine funktionierende
Demokratie. Qualitätsjournalismus
und die Bekämpfung von Fake-
News und Verzerrungen durch so-
genannte Troll-Fabriken, auch aus
dem Ausland heraus, sind von ele-

mentarer Wichtigkeit. Aber auch
staatliche Institutionen müssen re-
silient gegenüber Angriffen auf ih-
re Funktionsfähigkeit sein.

Für Rheinland-Pfalz gilt: In un-
serer Verfassung sind bereits seit
dem Jahr 2000 die Wahl der Ver-
fassungsrichter sowie von Ersatz-
richtern per Zweidrittelmehrheit,
ihre Amtszeit und die Bindungs-
wirkung der Entscheidungen fest-
geschrieben. Wir sind aus meiner
Sicht genügend abgesichert. Das
ist beim Bundesverfassungsgericht
nicht so. Das Grundgesetz muss
sich aber auch in stürmischen Zei-
ten bewähren. Die hatten wir in
dem Maße wie heute noch nicht.
Daher muss man sich heute verge-
wissern und konsequent mit den
notwendigen Mehrheiten handeln.
Ich habe daher durchaus Sympa-
thien für Vorschläge, die Änderung
des Bundesverfassungsgerichtsge-
setzes durch eine entsprechende
Änderung im Grundgesetz aus-
drücklich an die Zustimmung des
Bundesrats zu koppeln.

Damit wären die Zweidrittel-
mehrheit für die Richterwahlen
und alle weiteren grundlegenden
Strukturentscheidungen ausrei-
chend abgesichert, ohne das
Grundgesetz mit Detailregelungen
zu überfrachten oder Folgeproble-
me hervorzurufen. Denn in der
Länderkammer ist für verfassungs-
feindliche Kräfte viel schwieriger,
Mehrheiten zu erringen als im Bun-
destag. Der Föderalismus ist inso-
weit durchaus ein starker stabili-
sierender Faktor unseres demo-
kratischen Verfassungsstaates.

Erleben Grundgesetz und Staat die
bisher schwerste Phase seit 1949?
Das Misstrauen in Politiker wächst,
sogar die Aggressivität gegen sie.
Als ich zum 70. Jahrestag des
Grundgesetzes über die wehrhafte
Demokratie sprach, habe ich mir
die Aktualität von heute so nicht
vorstellen können. Die offene Ver-
achtung gegenüber staatlichen In-
stitutionen und regelrechter Hass
auf Andersdenkende ist teilweise
in der Mitte der Gesellschaft an-
gekommen, nicht nur im Netz, son-
dern auch mit Namen von Politi-
kern an Galgen, die auf Demons-
trationen mitgeführt werden. Das
alarmiert. Man kann nach Berich-
ten auch den Eindruck gewinnen,
dass nicht nur irregeleitete Einzel-
täter Übergriffe auf Wahlkämpfer
verüben, sondern dies teilweise or-
ganisiert und abgestimmt wird.
Dann wäre eine kriminelle Verei-
nigung, die sich da bildet, nicht
mehr weit. Dann und nicht erst
dann muss der Staat deutliche
Grenzen setzen. Bei Blockaden von
sogenannten Klimaklebern kam es
schnell zu Prozessen und Verurtei-

lungen. Das war richtig. Aber diese
Beschleunigungsinstrumente
braucht man auch jetzt. Denn die
Angriffe auf Wahlkämpfer gefähr-
den den Vorraum von politischen
Wahlen und damit eine elementare
Staatsfunktion massiv.

Es gehen auch Hunderttausende
mit Schildern wie „Nie Wieder“ auf
die Straße. Macht das Mut?
Das ist ein absoluter Lichtblick,
dass sich über Parteigrenzen hin-
weg demokratische Bündnisse fin-
den. Sie berufen sich vor allem ge-
rade auf das Grundgesetz, das sie
hochhalten und verteidigen wollen.
Zurecht werden sie auch als eine
Form von „zivilem Verfassungs-
schutz“ bezeichnet. Die Demons-
trationen sind auch ein starkes Si-
gnal ins Ausland. Und: Die staatli-
chen Organe allein werden die
Verfassung nicht schützen können,
wenn die Bevölkerung die Sub-
stanz nicht verteidigen will und die
Verfassung nicht lebt. Wir brau-
chen den Willen zur Verfassung,
der in diesen Demonstrationen und
Aktionen gezeigt wird.

Die Menschen stehen gegen die
Entrechtung von Menschen auf,
die, geschichtlich belegt, nicht sel-
ten nahtlos in physische Gewalt
übergeht. Das Interesse am Grund-
gesetz ist groß. Aber die parla-
mentarische Demokratie ist auch
eine erklärungsbedürftige Staats-
form, um zu verstehen, warum un-
ser Grundgesetz gewisse Risiken
eingeht, um Freiheit insgesamt zu
erhalten. Das gilt für Meinungen,
die man nur schwer ertragen kann.
Um der Freiheit willen muss man
einiges aushalten. Aber die Grenze
ist erreicht, wenn Verfassungs-
feinde den Bestand des Staats und
die Würde einzelner Menschen
oder ganzer Gruppen angreifen.

Vor den Landtagswahlen in Thürin-
gen wird über bisher kaum be-

kannte Artikel diskutiert – bei-
spielsweise etwa über die Artikel 18
und 38. Gut eine Million Menschen
haben eine Petition unterschrieben,
um vor dem Bundesverfassungsge-
richt in Karlsruhe die Wahl von
Björn Höcke zu verhindern. Wie
sehen Sie dies?
Das ist ein positives Zeichen. Es
zeigt das ganze bereits bestehende
Arsenal des Staats für eine wehr-
hafte Demokratie – und dass dieses
im Bewusstsein der Menschen vor-
handen ist. Aber ich warne davor,
auf schnelle Allheilmittel zu hoffen.
Insbesondere das von Ihnen ange-
sprochene Verfahren der Grund-
rechtsverwirkung ist ausgespro-
chen kleinteilig und mühsam. Bis
zum Ausschluss der mittlerweile
umbenannten NPD von der Partei-
enfinanzierung sind im Übrigen ab
der Antragstellung vier Jahre ver-
gangen, obwohl die Grundsatz-
entscheidung zur Verfassungs-
feindlichkeit dieser Partei bereits
2017 ergangen ist und damit fest-
stand. Und: Seit 2017 ist das In-
strument des Parteienverbots als
Folge der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts, das die
Hürden einigermaßen überra-
schend höher gelegt hatte als noch
in der Vergangenheit, nicht gerade
effektiver geworden.

Welche Änderungen im Grundge-
setz waren für Sie die einschnei-
dendsten – die Wiederbewaffnung
1955, die Notstandsgesetze 1968,
das Asylrecht 1993 oder die Schul-
denbremse?
Diese Änderungen waren über-
wiegend aus der Zeit heraus not-
wendig, um auf neue Entwicklun-
gen zu reagieren, etwa um die
Wehrpflicht auch verfassungs-
rechtlich abzusichern. Die Not-
standsgesetze waren zu Unrecht
hoch umstritten. Sie sind gerade
die Absage an einen Ausnahme-
zustand, in dem das Recht zurück-

tritt. Namentlich die Grundrechte
werden in der Not nicht außer
Kraft gesetzt. Die Schuldenbremse
ist politisch auch deshalb wieder in
der Diskussion, weil man sich fra-
gen kann, wie sehr engt sie die Po-
litik ein. Bei diesem Thema kann
man ein ganzes Fass aufmachen.
Die Entscheidung, ein Sonderver-
mögen für die Bundeswehr in der
Verfassung zu verankern, hat je-
denfalls diesen elementar wichti-
gen Bereich richtigerweise weit-
gehend der verfassungsgerichtli-
chen Kontrolle entzogen. Mir als
Staatsbürger ist es jedenfalls woh-
ler, wenn die Entscheidung über
die Kriegstauglichkeit Deutsch-
lands und was es dazu braucht in
Berlin und nicht in Karlsruhe ge-
fällt wird.

Für Ostdeutschland gilt das Grund-
gesetz erst seit 34 Jahren. Hätte
man damals darüber abstimmen
sollen, obwohl die Wiedervereini-
gung schnell gewollt war?
Ich halte es für ein großes Glück,
dass man damals entschieden hat,
nicht eine komplett neue Verfas-
sung zu schreiben. Dies hat es
auch ermöglicht, dass diese fest
etablierte und beste Verfassung,
die die Deutschen je hatten, das
Grundgesetz, erhalten geblieben
ist – samt ihrer Weiterentwicklung
und Präzisierung durch das Bun-
desverfassungsgericht. Das
Grundgesetz wurde auch nicht
übergestülpt. Es war die freie Ent-
scheidung, den Weg des Beitritts
zu wählen. Zudem war das Grund-
gesetz von Anfang an so angelegt,
dass es für ganz Deutschland Wir-
kung entfalten sollte. In der Urfas-
sung der Präambel stand daher
auch der Satz, dass das Volk in den
westlichen Bundesländern „auch
für jene Deutschen gehandelt [hat],
denen mitzuwirken versagt war.“
Die DDR war nie Ausland.

Die 1948 in Koblenz tagende Rit-
tersturz-Konferenz ging aber noch
von einem Provisorium bis zur
Wiedervereinigung aus ...
Das hat man auch im Parlamenta-
rischen Rat so gesehen. Aber es
war das wirkmächtigste und sta-
bilste Provisorium, das es je gege-
ben hat. Es war damals noch von
der großen Hoffnung getragen,
dass die Wiedervereinigung nicht
so lange dauert. Es hat dann deut-
lich länger gedauert, aber es ist
schließlich gelungen. Und aus dem
Provisorium ist eine dauerhafte
und weiterhin tragfähige Verfas-
sung geworden.

Wie hat das Grundgesetz die Lan-
desverfassung verändert? Ist das
prägnanteste Beispiel die Todes-
strafe, die seit 1947 galt, aber nie

vollstreckt wurde, weil die Guillo-
tine nicht rechtzeitig fertig wurde?
Das ist das mit Abstand prägnan-
teste und eindringlichste Beispiel.
Aber in unserer Verfassung war
mit einer gewissen Unterwerfungs-
klausel angelegt, dass Inhalte au-
ßer Kraft treten, wenn sie den Vor-
gaben des damals noch künftigen
Grundgesetz widersprechen. Dies
galt auch für die Todesstrafe. Die
Mütter und Väter unserer rhein-
land-pfälzischen Verfassung hatten
übrigens zuvor offensichtlich keine
Probleme damit, die elementare
Garantie der Menschenwürde mit
der Todesstrafe in ihrer Verfassung
in Einklang zu bringen. Das wäre
heute gewiss anders.

Ist das Grundgesetz zum Export-
schlager geworden?
In der ganzen Welt, zumindest
dort, wo man eine freiheitliche De-
mokratie verfassen will, wurde und
wird es in den Blick genommen.
Spanien hat es nach seiner Dikta-
tur in großen Teilen übernommen.
Das gilt etwa auch für Südafrika.
Auch im osteuropäischen Raum
wird sehr darauf geschaut. Ich nen-
ne gern das Beispiel der Ukraine,
mit deren Verwaltungsgerichts-
barkeit uns eine lange Zusam-
menarbeit und Freundschaft ver-
bindet. Dies gilt aber auch für das
Verfassungsgericht in Kiew. Die
dort inzwischen ganz überwiegend
sehr progressiven und rechtsstaat-
lich ausgerichteten Richter verfol-
gen Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts und auch des
Europäischen Gerichtshofs in Lu-
xemburg sowie des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte
in Straßburg sehr genau.

Das Bundesverfassungsgericht
hat in der Anfangsphase von 1951
an die Grundrechte übrigens nicht
nur angewandt, sondern entschei-
dend durchgesetzt – damals noch
gegen Beharrungskräfte in ande-
ren Gerichtsbarkeiten bis hinauf in
den Bundesgerichtshof. Denken Sie
daran, wie lange es dauerte, bis ei-
ne Frau ohne Einverständnis des
Mannes einen Beruf ergreifen
konnte oder wie lange eine Frau
nach der Heirat den öffentlichen
Dienst verlassen musste. Gerade
das Familien- und das Beamten-
recht waren nicht diskriminie-
rungsfrei. Trotz der im Grundge-
setz ausdrücklich verankerten
Gleichheitsgarantie! Dahinter
steckte der Gedanke, dass die Frau
ja mit Mann und Kindern dem
Dienstherrn nicht mehr voll dienen
kann. Eine daran gemessen
schlichtweg verfassungswidrige
Entscheidung fiel 1951 hier bei-
spielsweise am Oberverwaltungs-
gericht in Koblenz: Eine unverhei-
ratete Lehrerin, die schwanger war,
wurde entlassen. Umkehrt blieb
der Lehrer im Amt, weil die Folgen
des „Fehltritts“, so das OVG, bei
ihm anders als bei ihr, nicht äu-
ßerlich sichtbar waren.

Heute könnte sich frau per Verfas-
sungsbeschwerde wehren.
Grundrechte stehen nicht nur auf
dem Papier, sondern können ge-
richtlich durchgesetzt werden. Die
Verfassungsbeschwerde ist tat-
sächlich schon seit 1951 beim Bun-
desverfassungsgericht möglich
(und seit 1969 ausdrücklich im
Grundgesetz verankert), beim Ver-
fassungsgerichtshof in Koblenz seit
1992. Die Möglichkeit der Verfas-
sungsbeschwerde ist ein ganz ent-
scheidender Pfeiler der Entwick-
lung des Grundgesetzes und der
Gesellschaft. Bei uns in Koblenz
betraf die letzte große Welle die so-
genannten Blitzerverfahren, also
die Modalitäten von Geschwindig-
keitskontrollen – und damit den
Anspruch auf ein faires Verfahren.
Eine Verfassungsgerichtsbarkeit,
die nicht über Verfassungsbe-
schwerden angerufen werden
kann, ist meiner Meinung nach un-
vollständig. Vielleicht ist deshalb
gerade die Absicherung der Ver-
fassungsbeschwerde im Grundge-
setz im Jahre 1969 eine der be-
deutendsten Änderungen im Ver-
fassungstext, nach denen Sie eben
gefragt haben.

Das Gespräch führte Ursula Samary

In turbulenten Zeiten ist das Grundgesetz wichtiger denn je. Für den Präsidenten des rheinland-pfälzischen Verfassungsgerichtshofs (VGH) in Koblenz,
Lars Brocker, sichert es die beste Staatsform, die Deutschland je hatte. Und ein Exportschlager ist es auch noch geworden. Fotos: Sascha Ditscher

Lars Brocker, Präsident des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz, sieht
im Grundgesetz das stabilste Provisorium, das es je gegeben hat.
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